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Bayerisches Personalvertretungsgesetz 
(BayPVG)

Vom 21. November 1958

-Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­

gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:
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I. Allgemeine Vorschriften

Art. 1

In  den  Verwaltungen,  Gerichten,  Schulen  und 

Betrieben des Staates, der Gemeinden, Gemeinde­

verbände und der sonstigen der Aufsicht des Staa­

tes unterliegenden oder nicht bundesunmittelbaren 

Körperschaften,  Anstalten  und  Stiftungen  des 

öffentlichen  Rechts  werden  Personalvertretungen 
gebildet.

Art. 2

Die Aufgaben der Gewerkschaften und der Ver­

einigungen  der  Arbeitgeber  werden  durch  dieses 
Gesetz nicht berührt.

Art. 3

(1) Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes sind die 

Beamten, Angestellten und  Arbeiter* einschließlich 
der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. Rich­

ter sind nicht Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Je eine Gruppe bilden

a) die Beamten,
b) die Angestellten,

c) die Arbeiter.

(3)  Als Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes gel­
ten nicht

a)  Lehrer  an  wissenschaftlichen  Hochschulen  ein­
schließlich der Lehrbeauftragten mit Ausnahme 

der wissenschaftlichen Assistenten;

b)  in Lehre und Forschung tätige habilitierte Per­

sonen  an  Forschungsstätten,  die  nicht  wissen­
schaftliche Hochschulen sind:

, c)  Lehrer an Kunsthochschulen;

d)  Personen, deren Beschäftigung vorwiegend durch 

Beweggründe karitativer oder religiöser Art be­

stimmt ist;

e)  Personen,  die  vorwiegend  zu  ihrer  Heilung. 
Wiedereingewöhnung,  sittlichen  Besserung oder 
Erziehung beschäftigt Werden

Art. 4

Wer Beamter ist, bestimmen die Beamtengesetze. 

Den Beamten stehen die Beamtenanwärter und die 

in einem öffentlich-rechtlichen  Lehrverhältnis ste­
henden Verwaltungslehrlinge gleich

Art. 5

Angestellte  im  Sinne, dieses. Gesetzes  sind  Be­
dienstete, die eine durch §§ 2 und 3 des Angestell­

tenversicherungsgesetzes und die hierzu erlassenen 
Vorschriften über die Versicherüngspflicht der An­

gestellten als Angestelltentätigkeit bezeichnete Be­
schäftigung ausüben, auch wenn sie nicht versiche­

rungspflichtig sind. Als Angestellte gelten auch Be­

dienstete, die sich in der Ausbildung zu einem An­

gestelltenberufe  befinden.  Als  Angestellte  gelten 
ferner Bedienste,  die eine  in der Rentenversiche­

rung der Arbeiter versicherungspflichtige Beschäf­
tigung ausüben, aber einer tariflichen Regelung für 
Angestellte unterstellt sind

Art. 6

Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind Bedien­

stete einschließlich  der zu  ihrer Berufsausbildung 

Beschäftigten,  die eine in  der Rentenversicherung 

der  Arbeiter  versicherungspflichtige  Beschäftigung 
ausüben, auch wenn sie nicht versicherungspflichtig 

Sind.  Als  Arbeiter  gelten  ohne Rücksicht  auf  die 
Versicherungspflicht auch Bedienstete, die auf Grund 

eines Tarifvertrages als Arbeiter beschäftigt werden.

Art. 7

(1)  Die einzelnen  Behörden,  Verwaltungsstellen. 

Gerichte, Schulen und Betriebe des Staates bilden 

je eine Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes.

(2)  Die  einer  Mittelbehörde  unmittelbar  nach- 

geordnete Behörde bildet mit den ihr nachgeordne- 

ten Stellen eine Dienststelle; dies gilt nicht, soweit 

auch die weiter nachgeordneten Stellen im Verwal­

tungsaufbau nach Aufgabenbereich und Organisa­
tion selbständig sind. Mittelbehörde im Sinne dieses



334 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1958

Gesetzes ist die der obersten Dienstbehörde unmit­
telbar nachgeordnete Behörde, der andere Dienst­
stellen nachgeordnet sind.

(3)  Nebenstellen  und  Teile  einer  staatlichen 
Dienststelle, die räumlich weit von dieser entfernt 
liegen oder durch Aufgabenbereich und Organisa­
tion  eigenständig  sind,  gelten  als  selbständige 
Dienststellen, wenn die Mehrheit ihrer wahlberech­
tigten Bediensteten dies in geheimer Abstimmung 
beschließt. Änderungen können erst nach Ablauf 
der Amtszeit etwa bestehender Personalvertretun­
gen getroffen werden.

(4) Die Gesamtheit der Volksschulen innerhalb 
eines Schulaufsichtsbezirks, in kreisfreien Gemein­
den die Gesamtheit der der Aufsicht des Stadt­
schulamtes unterstehenden  Volksschulen und  die 
Gesamtheit der der Aufsicht einer Regierung unter­
stehenden landwirtschaftlichen Berufsschulen bil­
den je eine Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes; 
Abs. 3 findet keine Anwendung.

(5) Die Gemeinden, Gemeindeverbände und die 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts bilden je eine Dienststelle 
im Sinne dieses Gesetzes. Abs. 3 gilt entsprechend, 
für Gemeinden und Gemeindeverbände jedoch mit 
der Maßgabe, daß die Entscheidung durch das in 
ihrer Verfassung vorgesehene oberste Organ ge­
troffen wird.

(6)  ' Gemeinsame Dienststellen verschiedener, in' 
Art.  1  genannter Körperschaften,  Anstalten  und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts gelten jeweils 
als eine Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes.

Art. 8

(1)  Für die Dienststelle handelt ihr Leiter. Er 
kann sich  durch seinen ständigen Vertreter, bei 
obersten Dienstbehörden auch durch den Ministe­
rialdirektor oder den Leiter der Verwaltungs- oder 
Personalabteilung vertreten lassen.

12) Bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und son­
stigen  Körperschaften,  Anstalten  und  Stiftungen 
des öffentlichen Rechts richtet sich die Vertretung 
nach den hierfür geltenden Vorschriften.

(3) In Zweifelsfällen bestimmt die oberste Dienst­
behörde oder, falls eine oberste Dienstbehörde nicht 
vorhanden ist oder nicht entscheidet, die Aufsichts­
behörde  den Leiter  der Dienststelle  und  seinen 
Vertreter.

II. Der Personalrat

1. Wahl und Zusammensetzung 

Art. 9

(1) Wahlberechtigt sind alle Bediensteten, die am 
Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen.

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet ist, wird 
in ihr wahlberechtigt, sobald die Abordnung länger 
als drei Monate gedauert hat. Im gleichen Zeit­
punkt  verliert  er  das  Wahlrecht  bei  der  alten 
Dienststelle. Satz 1 und 2 gelten nicht für Abord­
nungen zur Teilnahme an Lehrgängen.

(3) Nicht wahlberechtigt sind
a) Bedienstete, die gruppenweise für die Erfüllung 
einer bestimmten Aufgabe für eine Dauer von 
höchstens sechs Monaten eingestellt sind, es 'sei 
denn,  daß  sie  regelmäßig  wiederkehrend  be­
schäftigt werden,

b) Beamtenanwärter und Bedienstete in entspre­
chender  Berufsausbildung,  die  ausschließlich 
zum Zwecke der Ausbildung ohne engere Bin­
dung zur Dienststelle beschäftigt werden.

Art. 10

(1)  Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am 
Wahltage

a) das 21. Lebensjahr vollendet haben,

b) seit einem Jahr in öffentlichen Verwaltungen 
oder von diesen geführten Betrieben beschäftigt 
sind,

c) seit sechs Monaten der Dienststelle angehören 
und

d) das Wahlrecht für den Deutschen Bundestag be­
sitzen.

(2) Nicht wählbar sind Bedienstete, die wöchent­
lich regelmäßig weniger als 18 Stunden beschäftigt 
sind, sowie Beamtenanwärter und Bedienstete jn 
entsprechender Berufsausbildung.

(3) Nicht wählbar sind für die Personalvertretung 
ihrer Dienststelle die in Art. 8 genannten Personen 
sowie Bedienstete, die zu selbständigen Entschei­
dungen in Personalangelegenheiten der Dienststelle 
befugt sind.

(4) Nicht wählbar sind für die Personalvertretun­
gen  der  Dienststellen  von  Gemeinden  und  Ge­
meindeverbänden  Bedienstete,  die  dem  in  ihrer 
Verfassung vorgesehenen obersten Organ angehören.

Art. 11

(1) Besteht die Dienststelle weniger als ein Jahr, 
oder wird in ihr die Arbeit regelmäßig wieder­
kehrend unterbrochen, so bedarf es für die Wähl­
barkeit nicht der sechsmonatigen Zugehörigkeit zur 
Dienststelle.

(2) Die Voraussetzung des Art. 10 Abs. 1 Buchst, b 
entfällt,  wenn  nicht  mindestens  fünfmal  soviel 
wählbare  Bedienstete  jeder  Gruppe  vorhanden 
wären, als nach den Art. 12 und 13 zu wählen sind.

Art. 12

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel min­
destens  fünf  Wahlberechtigte  beschäftigen,  von 
denen drei wählbar sind, werden Personalräte ge­
bildet. '

(2) Dienststellen mit in der Regel weniger als 
fünf Bediensteten werden von der übergeordneten 
Dienststelle im Einvernehmen mit der Stufenver­
tretung einer benachbarten Dienststelle zugeteilt.

(3) Der Personalrat besteht in Dienststellen mit 
in der Regel

5 bis  20 wahlberechtigten Bediensteten aus
einer Person,

21 Wahlberechtigten bis 50 Bediensteten
aus drei Mitgliedern,

51 bis  150 Bediensteten aus fünf Mitgliedern,
151 bis 300 Bediensteten aus sieben Mitgliedern,
301 bis 600 Bediensteten aus neun Mitgliedern,
601 bis 1000 Bediensteten aus elf Mitgliedern.

Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in Dienst­
stellen mit 1001 und mehr Bediensteten um je zwei 
für je weitere angefangene 2000.

(4) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt 17.

Art. 13

(1) Sind in der Dienststelle Angehörige verschie­
dener Gruppen beschäftigt, so muß jede Gruppe 
entsprechend ihrer Stärke im Personalrat vertreten 
sein, wenn dieser aus mindestens drei Mitgliedern 
besteht. Bei gleicher Stärke der Gruppen entscheidet 
das Los. Macht eine Gruppe von ihrem Recht, im 
Personalrat vertreten zu sein, keinen Gebrauch, so 
verliert sie ihren Anspruch auf Vertretung.

(2) Der Wahlvorstand errechnet die Verteilung 
der Sitze auf die Gruppen nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl.

(3) Eine Gruppe erhält mindestens 
bei weniger als 51 Gruppenangehörigen

einen Vertreter,
bei 51 bis 200 Gruppenangehörigen  zwei Vertreter, 
bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen  drei Vertreter, 
bei 601 bis 1000 Gruppenangehörigen  vier Vertreter, 
bei 1001 und mehr Gruppenangehörigen

fünf Vertreter.
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(4) Ein Personalrat, für den in Art. 12 Abs. 3 drei 

Mitglieder  vorgesehen  sind,  besteht  aus  vier  Mit­

gliedern, wenn eine Gruppe mindestens ebensoviel 

Bedienstete zählt wie die beiden anderen Gruppen 

zusammen. Das vierte Mitglied steht der stärksten 

Gruppe zu.

(5) Eine Gruppe, der in der Regel nicht mehr als 

fünf  Bedienstete  angehören,  erhält nur dann  eine 

Vertretung,  wenn  sie  mindestens  ein  Zwanzigstel 

der Bediensteten der Dienststelle umfaßt. Erhält sie 

keine Vertretung und findet Gruppenwahl statt, so 

kann  sich  jeder  Angehörige  dieser  Gruppe  durch 

Erklärung gegenüber dem  Wahlvorstand einer an­

deren Gruppe anschließen.

(6)  Die  Geschlechter  sollen  im  Personalrat  ent­

sprechend  dem  Zahlenverhältnis vertreten sein.

Art.  14

(1)  Die  Verteilung der  Mitglieder  des  Personal­

rates auf die Gruppen kann abweichend von Art. 13 

geordnet  werden,  wenn jede Gruppe  dies  vor der 

Neuwahl  in  getrennter geheimer Abstimmung  be­

schließt.

(2)  Jede  Gruppe kann  auch  Angehörige  anderer 

Gruppen  wählen.  In  diesem  Falle  gelten  die  Ge­

wählten  insoweit  als  Angehörige  der  Gruppe,  die 

sie gewählt hat.

Art. 15

(1)  Der  Personalrat  wird  in  geheimer  und  un­

mittelbarer Wahl gewählt.

(2)  Besteht  der  Personalrat  aus  mehr  als  einer 

Person,  so  wählen  die  Beamten,  Angestellten  und 

Arbeiter ihre Vertreter je in getrennten Wahlgän­

gen. es sei denn, daß die wahlberechtigten Angehö­

rigen  jeder Gruppe vor der Neuwahl in getrennten 

geheimen Abstimmungen die gemeinsame Wahl be­

schließen.  Der  Beschluß  bedarf  der  Mehrheit  der 

Stimmen aller Wahlberechtigten jeder Gruppe.

(3l  Die  Wahl  wird  nach  den  Grundsätzen  der 

Verhältniswahl durchgeführt.  Wird  nur ein  Wahl- 

vo: rchlag eingereicht, so findet Mehrheitswahl statt. 

In  Dienststellen, deren Personalrat  aus einer  Per­

son  besteht,  wird  dieser  mit  einfacher  Stimmen­

mehrheit  gewählt.  Das  gleiche  gilt  für  Gruppen, 

denen nur ein Vertreter im Personalrat zusteht.

(4) Zur Wahl des Personalrates können die wahl­

berechtigten  Bediensteten  Wahlvorschläge  machen. 

Jeder  Wahlvorschlag  muß  von  mindestens  einem 

Zehntel der wahlberechtigten Gruppenangehörigen, 

jedoch' mindestens von drei Wahlberechtigten unter­

zeichnet  sein.  In  jedem  Falle  genügt  die  Unter­

zeichnung  durch  100  wahlberechtigte  Gruppen­

angehörige.

(5)  Ist  gemeinsame  Wahl  beschlossen  worden, 

so muß jeder Wahlvorschlag von mindestens einem 

Zehntel  der  wahlberechtigten  Bediensteten  unter­

zeichnet sein; Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(6) Jeder Bedienstete kann nur auf einem Wahl­

vorschlag benannt werden.

Art. 16

Der  Personalrat  soll  sich  aus  Vertretern  der 

verschiedenen Beschäftigungsarten züsammensetzen.

Art. 17

(1)  Spätestens  sechs  Wochen  vor  Ablauf  seiner 

Amtszeit bestellt der Personalrat drei Wahlberech­

tigte  als  Wahlvorstand  und  einen  von  ihnen  als 

Vorsitzenden.  Sind  in  der  Dienststelle  Angehörige 

verschiedener  Gruppen  beschäftigt,  so  muß  jede 

Gruppe im Wahlvorstand vertreten sein.

(2)  Besteht  vier  Wochen  vor  Ablauf  der  Amts­

zeit des Personalrates kein Wahlvorstand, so beruft 

der  Leiter  der  Dienststelle  auf  Antrag  von  min­

destens _ drei  Wahlberechtigten  oder  einer  in  der 

Dienststelle  vertretenen  Gewerkschaft  eine  Per­

sonalversammlung  zur  Wahl  des  Wahlvorstandes 

ein. Abs. 1 gilt entsprechend. Die Personalversamm­

lung wählt sich einen Versammlungsleiter.

Art. 18

Besteht  in  einer  Dienststelle,  die  die  Voraus­

setzungen des Art.  12 erfüllt,  kein  Personalrat,  so 

beruft der Leiter der Dienststelle eine Personalver­

sammlung zur Wahl des Wahlvorstandes ein. Art. 17 

Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.

Art.  19

Findet eine Personalversammlung (Art. 17 Abs. 2, 

Art. 18) nicht statt oder wählt die Personalversamm­

lung keinen Wahlvorstand, so bestellt ihn der Lei­

ter der Dienststelle auf Antrag von mindestens drei 

Wahlberechtigten oder einer in der Dienststelle ver­

tretenen Gewerkschaft.

Art. 20

Der  Wahlvorstand  hat  die  Wahl  unverzüglich 

einzuleiten;  sie soll  spätestens  nach  sechs  Wochen 

stattfinden.  Kommt der  Wahlvorstand  dieser  Ver­

pflichtung  nicht  nach,  so  beruft  der  Leiter  der 

Dienststelle auf Antrag von mindestens drei Wahl­

berechtigten  oder einer in  der  Dienststelle vertre­

tenen Gewerkschaft eine Personalversammlung zur 

Wahl  eines  neuen  Wahlvorstandes  ein.  Art.  17 

Abs  2 Satz 3 und Art. 19 gelten entsprechend.

Art. 21

(1)  Niemand  darf  die  Wahl  des  Personalrates 

behindern oder in einer gegen die guten Sitten ver­

stoßenden  Weise  beeinflussen.  Insbesondere  darf 

kein Wahlberechtigter in der Ausübung des aktiven 

und passiven Wahlrechts beschränkt werden.

(2)  Die  sächlichen  Kosten  der  Wahl  trägt  die 

Dienststelle.  Notwendige  Versäumnis  von  Arbeits­

zeit infolge der Ausübung des Wahlrechts, der Teil­

nahme  an  den  in  den  Art.  17  bis  20  genannten 

Personalversammlungen  oder  der  Betätigung  im 

Wahlvorstand  hat  keine  Minderung  der  Dienst­

bezüge oder des Arbeitsentgeltes zur Folge.

(3)  Die  Dienststelle  erstattet  dem  Bediensteten 

die  notwendigen  Fahrkosten  für  die  Reise  vom 

dienstlichen Wohnsitz zum Wahlort und zurück nach 

den  Vorschriften  über  Reisekostenvergütung  der 

Beamten.

Art. 22

(1) Mindestens drei Wahlberechtigte, jede in der 

Dienststelle vertretene Gewerkschaft oder der Lei­

ter der Dienststelle können binnen einer Frist von 

14  Tagen,  vom  Tage  der  Bekanntgabe  des  Wahl­

ergebnisses  an  gerechnet,  die  Wahl  beim  Verwal­

tungsgericht  anfechten,  wenn  gegen  wesentliche 

Vorschriften  über das  Wahlrecht,  die  Wählbarkeit 

oder  das  Wahlverfahren  verstoßen  worden  und 

eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß 

durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert 

oder beeinflußt werden konnte.

(2) Bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Ver­

waltungsgerichts  führt  der  Personalrat  die  Ge­

schäfte weiter. Wird die Wahl für ungültig erklärt, 

so bleiben die vorher gefaßten Beschlüsse des Per­

sonalrates in Kraft.

Art. 23

(1)  Die Bediensteten unter  18 Jahren  wählen  in 

Dienststellen, in denen mindestens fünf Jugendliche 

beschäftigt sind,  eine Jugend Vertretung.  Diese be­

steht in Dienststellen mit

5 bis  50 Jugendlichen  aus  einem  Jugendvertreter, 

51 bis 100 Jugendlichen aus drei Jugendvertretern, 

mehr  als  100  Jugendlichen  aus  fünf  Jugend­

vertretern.

(2)  Als Jugend Vertreter können Bedienstete vom 

vollendeten 16. bis zum vollendeten 24. Lebensjahre



336 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1958

gew ählt w erden. D er Personalrat bestellt den W ahl­

vorstand  und  seinen  V orsitzenden.  A rt.  10  A bs.' 1 

Buchst,  c,  Abs.  2  und  3,  A rt.  15  Abs.  1,  3,  5  und  6, 

Art.  16,  21  und 22 gelten entsprechend.

2. A mtszeit 

A rt.  24

Die  A m tszeit  des  Personalrates  beträgt  zwei 

Jahre.  Sie  beginnt  m it  dem   Tage  der  W ahl  oder, 

w enn zu diesem  Zeitpunkt noch ein Personalrat be­

steht, m it A blauf seiner A m tszeit.

A rt.  25

(1) D er Personalrat ist neu zu w ählen, w enn

a)  m it A blauf eines Jahres, vom  Tage der W ahl ge­

rechnet,  die  Zahl  der  regelm äßig  Beschäftigten 

(Art.  12  Abs.  3)  um   die  H älfte,  m indestens  aber 

um  50 gestiegen oder gesunken ist oder

b)  die G esam tzahl der M itglieder des Personalrates 

auch  nach  E intreten  säm tlicher  Ersatzm itglieder 

um   m ehr  als  ein  V iertel  der  vorgeschriebenen 

Zahl  gesunken  ist  oder

c)  der  Personalrat  m it  der  M ehrheit  seiner  M it­

glieder seinen R ücktritt beschlossen hat oder

d)  der  Personalrat  durch  gerichtliche  Entscheidung 

aufgelöst ist.

(2)  In den Fällen  des Abs.  1  Buchst, a bis c führt 

der  Personalrat  die  G eschäfte  w eiter,  bis  der  neue 

Personalrat  gew ählt ist.

(3)  Abs.  1  Buchst,  a  gilt  nicht  für  jahreszeitlich 

oder durch die W itterung bedingte Ä nderungen der 

Zahl der regelm äßig Beschäftigten.

A rt.  26

(1)  A uf  A ntrag  eines  V iertels  der  W ahlberech­

tigten, des Leiters der D ienststelle oder einer in der 

D ienststelle  vertretenen  G ew erkschaft  kann  das 

V erw altungsgericht  den  A usschluß  eines  M itglieds 

aus  dem   Personalrat  oder  die  A uflösung  des  Per­

sonalrates  wegen  grober  V ernachlässigung  seiner 

gesetzlichen  Befugnisse  oder  wegen  grober  V er­

letzung  seiner  gesetzlichen  Pflichten  beschließen. 

D er  Personalrat  kann  aus  den  gleichen  G ründen 

den  A usschluß  eines  M itglieds beantragen.

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt der V or­

sitzende  des  V erw altungsgerichts  einen  W ahlvor­

stand  ein.  D ieser  hat  unverzüglich  eine  N euw ahl 

einzuleiten.  Bis  zur  N euw ahl  nim m t  der  W ahlvor­

stand  die  dem   Personalrat  nach  diesem   G esetz  zu­

stehenden Befugnisse und Pflichten w ahr.

A rt.  27

(1) Die M itgliedschaft im  Personalrat erlischt durch

a)  A blauf der W ahlzeit,

b)  N iederlegung  des  A m tes,

c)  Beendigung des D ienstverhältnisses,

d)  A usscheiden aus der D ienststelle,

e)  V erlust der W ählbarkeit,

f)  gerichtliche Entscheidung nach  A rt.  26,

g)  Feststellung nach  A blauf der in A rt.  22 bezeich- 

neten  Frist,  daß  der  G ew ählte  nicht  w ählbar 

w ar.

(2)  Abs.  1  Buchst,  c  gilt  nicht  für  betrieblich  be­

dingte U nterbrechungen des D ienstverhältnisses.

A rt.  28

Die  M itgliedschaft  eines  B eam ten  im   Personal­

rat  ruht,  solange  ihm   die  Führung  der  D ienst­

geschäfte  zeitw eilig  verboten  oder  er  w egen  eines 

gegen  ihn  schw ebenden  förm lichen  D ienststrafver­

fahrens vorläufig des D ienstes enthoben ist.

-  -  A rt.  29 -  ‘

(1)  Scheidet  ein M itglied  aus  dem  Personalrat aus, 

so  tritt  ein  Ersatzm itglied  ein.  Das  gleiche  gilt,

w enn ein M itglied des Personalrates zeitw eilig ver­

hindert ist,  für die D auer der V erhinderung.

(2)  . Die  Ersatzm itglieder  w erden  der  R eihe  nach 

aus  den  nicht  gew ählten  B ediensteten  derjenigen 

V orschlagslisten entnom m en, denen die zu ersetzen­

den  M itglieder  angehören.  Ist  das  ausgeschiedene 

oder  verhinderte  M itglied  m it  einfacher  Stim m en­

m ehrheit  gew ählt,  so  tritt  der  nicht  gew ählte  Be­

dienstete  m it  der  nächsthöheren  Stim m enzahl  als 

Ersatzm itglied ein.

(3)  Im   Falle  des  A rt.  25  Abs.  1  Buchst,  d  treten 

Ersatzm itglieder  nicht  ein.

A rt.  30

Für  die  Jugendvertreter  gelten  die  V orschriften 

der A rt.  24 bis 29 m it A usnahm e des A rt. 25  Abs.  1 

Buchst,  a  sinngem äß.

3. G eschäftsführung

A rt.  31

(1)  H at  der  Personalrat  w eniger  als  neun  M it­

glieder,  so  w ählt  er  aus  seiner  M itte  m it  einfacher 

Stim m enm ehrheit  einen  V orsitzenden  und  einen 

stellvertretenden  V orsitzenden.  Die  beiden  V orsit­

zenden dürfen nicht der gleichen G ruppe angehören.

(2)  Die  jm   Personalrat  vertretenen  G ruppen 

w ählen  aus  ihrer  M itte  je  einen  G ruppen V ertreter. 

Zu G ruppen V ertretern können auch der V orsitzende 

und  der  stellvertretende  V orsitzende  gew ählt  w er­

den.  Bei  Stim m engleichheit  entscheidet  das  Los.

(3) D er V orsitzende führt die laufenden  G eschäfte 

und  vertritt  den  Personalrat  im   Rahm en  der  von 

diesem   gefaßten  Beschlüsse.  Die  G ruppenvertreter 

nehm en  die  Interessen  der  B ediensteten  ihrer 

G ruppe  im  B enehm en  m it  dem   V orsitzenden  w ahr.

(4)  Sow eit  der  Personalrat  an  M aßnahm en  be­

teiligt  ist,  entscheidet  der  V orsitzende  im   E inver­

nehm en  m it  den  G ruppenvertretern.  W ird  ein  E in­

vernehm en nicht erzielt, so entscheidet der Personal­

rat nach  M aßgabe der A rt. 36 bis 38. In A ngelegen­

heiten,  die  die  A ngehörigen  nur  einer  G ruppe  be­

treffen, ist nur d er G ruppenvertreter dieser G ruppe 

zu beteiligen; dies gilt entsprechend für A ngelegen­

heiten,  die  die  A ngehörigen  nur  zw eier  G ruppen 

betreffen.

A rt.  32

(1)  H at  der  Personalrat  neun  oder  m ehr  M it­

glieder, so bildet er  aus  seiner M itte den  V orstand. 

D iesem  m uß ein M itglied jeder im  Personalrat ver­

tretenen  G ruppe  angehören.  Die  V ertreter  jeder 

G ruppe  w ählen  das  auf  sie  entfallene  V orstands­

m itglied. Bei Stim m engleichheit entscheidet das Los.

(2)  D er  Personalrat  w ählt  m it  einfacher  Stim ­

m enm ehrheit in geheim er W ahl aus den M itgliedern 

des  V orstandes  einen  V orsitzenden und  einen  stell­

vertretenden V orsitzenden.

(3)  A rt.  31  Abs.  3  und  4  gilt  m it  der  M aßgabe, 

daß  die  B efugnisse  der  G ruppenvertreter  von  den 

V orstandsm itgliedern ausgeübt w erden, die der ent­

sprechenden  G ruppe  angehören.

A rt.  33

(1)  Spätestens  eine  W oche  nach  dem   W ahltage 

hat  der  W ahlvorstand  die M itglieder  des  Personal­

rates  zur  V ornahm e  der  nach  den  A rt.  31  oder  32 

vorgeschriebenen W ahlen einzuberufen. F ür die A n­

fechtung  dieser  W ahlen  gilt  A rt.  22  entsprechend 

m it der M aßgabe, daß an Stelle der in A rt. 22 Abs. 1 

genannten drei W ahlberechtigten jedes M itglied des 

Personalrates  die W ahl  anfechten kann.

(2)  D ie  w eiteren  Sitzungen  beraum t  der  V or­

sitzende  des  Personalrates  an.  E r  setzt  die  Tages­

ordnung  fest und  leitet  die  V erhandlung.  D er V or­

sitzende hat die M itglieder des Personalrates zu den 

Sitzungen  rechtzeitig  unter  M itteilung  der  Tages­

ordnung zu laden.
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(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Personalrates oder des Leiters der Dienststelle hat 
der Vorsitzende eine Sitzung anzuberaumen und 
den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf 
.die Tagesordnung zu setzen.

(4) Der Leiter der Dienststelle nimmt an den 
Sitzungen, die auf sein Verlangen anberaumt sind, 
und an den Sitzungen, zu denen er ausdrücklich ein­
geladen ist, teil. Er kann einen Vertreter der Arbeit- 
gebe'rvereinigung,  der  die Dienststelle  angehört, 
hinzuziehen.

Art. 34

Die Sitzungen des Personalrates sind nicht öffent­
lich; sie finden in der Regel während der Arbeits­
zeit statt. Der Personalrat hat bei der Anberaumung 
seiner Sitzungen auf die dienstlichen Erfordernisse 
Rücksicht zu nehmen. Der Leiter der Dienststelle 
ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verstän­
digen.

Art. 35

Der Personalrat kann von Fall zu Fall beschlie­
ßen, daß je ein Beauftragter der im Personalrat 
vertretenen Gewerkschaften berechtigt ist, an Sit­
zungen mit beratender Stimme teilzunehmen.

Art. 36

(1) Die Beschlüsse des Personalrates werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mit­
glieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag 
abgelehnt.

(2) Der Personalrat ist nur beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zu­
lässig.

(3) In einfachen Angelegenheiten kann der Vor­
sitzende im schriftlichen.Umlaufverfahren abstim­
men lassen, wenn kein Mitglied des Personalrates 
diesem Verfahren widerspricht.

Art. 37

(1) Über die gemeinsamen Angelegenheiten der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter wird vom Per­
sonalrat gemeinsam beraten und beschlossen.

(2)  In  Angelegenheiten,  die  Angehörige  nur 
einer Gruppe betreffen, sind allein die Vertreter 
dieser Gruppe zur Beratung und Beschlußfassung 
berufen, es sei denn, daß sie gemeinsame Beratung 
im Personalrat beschließen. Dies gilt nicht für eine 
Gruppe, die im Personalrat nicht vertreten ist.

(3) Abs. 2 gilt entsprechend für Angelegenheiten, 
die Angehörige nur zweier Gruppen betreffen.

Art. 38

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter einer 
Gruppe einen Beschluß des Personalrates als eine 
erhebliche  Beeinträchtigung  wichtiger  Interessen 
der durch sie vertretenen Bediensteten, so ist auf 
ihren Antrag der .Beschluß auf die Dauer von einer 
Woche auszusetzen. In dieser Frist soll, gegebenen­
falls mit Hilfe der im Personalrat vertretenen Ge­
werkschaften und des Leiters der Dienststelle, eine 
Verständigung versucht werden.

(2) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegen­
heit neu zu beschließen. Wird der erste Beschluß­
bestätigt, so kann der Antrag auf Aussetzung nicht 
wiederholt werden.

Art. 39

An  Verhandlungen  über  Angelegenheiten  der 
Jugendlichen nehmen die Jugepd Vertreter mit be­
ratender Stimme teil.

Art. 40

(1)  Über jede Verhandlung des Personalrates ist 
eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den 
Wortlaut der Beschlüsse und das Stimmenverhält­

nis, mit dem sie gefaßt sind, enthält. Die Nieder­
schrift ist vom Vorsitzenden und einem weiteren 
Mitglied zu unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine 
Anwesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder Teil­
nehmer eigenhändig einzutragen hat.

(2)  Hat der Leiter der Dienststelle an der Sitzung 
teilgenommen, so ist ihm der entsprechende Teil 
der Niederschrift in Abschrift zur Kenntnisnahme 
zuzuleiten.

Art. 41

Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsfüh­
rung können in einer Geschäftsordnung getroffen 
werden, die sich der Personalrat selbst gibt.

Art. 42

(1) Die Mitglieder des Personalrates führen ihr 
Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur ordnungs­
gemäßen Durchführung der Aufgaben des Personal­
rates erforderlich ist, hat keine Minderung der 
Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes zur Folge.

(3) Mitglieder des Personalrates sind von ihrer 
dienstlichen Tätigkeit freizustellen, wenn und soweit 
es nach Umfang und Art der Dienststelle zur ord­
nungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben er­
forderlich ist.

Art. 43

In Dienststellen, die mehr als 100 Bedienstete 
beschäftigen, kann der Personalrat im Einverneh­
men mit dem Leiter der Dienststelle Sprechstunden 
während der Arbeitszeit einrichten.

Art. 44

(1) Die durch die Tätigkeit des Personalrates 
entstehenden Kosten trägt die Dienststelle.

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die 
laufende Geschäftsführung hat die Dienststelle die 
erforderlichen Räume und den Geschäftsbedarf zur 
Verfügung zu stellen.

(3) Für Dienstreisen gelten die Vorschriften über 
Reisekostenvergütung der Beamten mit der Maß­
gabe,  daß  die  Reisekostenvergütung  mindestens 
nach der Reisekostenstufe II gezahlt wird.

Art. 45 .

Der Personalrat darf für seine Zwecke von den 
Bediensteten  keine  Beiträge  erheben  oder  an­
nehmen.

III. Personalversammlung

Art. 46

(1) Die Personalversammlung besteht aus den 
Bediensteten der Dienststelle. Sie wird vom .Vor­
sitzenden des Personalrates geleitet. Sie ist nicht 
öffentlich.

(2)  Kann nach den dienstlichen Verhältnissen 
eine gemeinsame Versammlung aller Bediensteten 
nicht stattfinden, so sind Teilversamm'lungen ab­
zuhalten.

Art. 47

(1) Der Personalrat hat einmal in jedem Kalen­
derjahr in einer Personal Versammlung einen Tätig­
keitsbericht zu erstatten. Dem Jugend Vertreter ist 
Gelegenheit zu geben, über seine Tätigkeit zu be­
richten.

(2) Der Personalrat ist berechtigt und auf Wunsch 
des Leiters der Dienststelle oder eines Viertels der 
wahlberechtigten  Bediensteten  verpflichtet,  eine 
Personalversammlung einzuberufen und den Ge­
genstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die 
Tagesordnung zu setzen.

Art. 48

(1) Die in Art. 17 bis 20 und 47 Abs. 1 bezeich- 
neten sowie die auf Wunsch des Leiters der Dienst-
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stelle einberufenen Personalversammlungen finden 

während  der  Arbeitszeit  statt,  soweit,  nicht  die 

dienstlichen Verhältnisse zwingend eine andere Re­

gelung erfordern.  Die Teilnahme an der Personal­

versammlung  hat  keine  Minderung  der  Dienst­

bezüge  oder  des  Arbeitsentgeltes  zur  Folge.  Not­

wendige Fahrkosten werden nach den Vorschriften 

über  Reisekostenvergütung  der  Beamten  erstattet.

(2)  Andere als die in Abs.  1 genannten Personal­

versammlungen  finden  außerhalb  der  Arbeitszeit 

statt. Hiervon kann im Einvernehmen mit dem Lei­

ter der Dienststelle abgewichen werden.

Art. 49

Die Personalversammlung kann dem Personalrat 

Anträge  unterbreiten  und  zu  seinen  Beschlüssen 

Stellung nehmen. Sie darf nur Angelegenheiten be­

handeln,  die  zur  Zuständigkeit  des  Personalrates 

gehören.

Art. 50

(1)  Der  Personalrat  oder  die  Personalversam m­

lung kann von Fall zu Fall beschließen, daß je ein 

Beauftragter  der  in  der  Dienststelle  vertretenen 

Gewerkschaften berechtigt ist, an der Personalver­

sammlung teilzunehmen; in diesem Fall kann auch 

der Leiter der Dienststelle und ein Beauftragter der 

Arbeitgebervereinigung,  der  die  Dienststelle  an­

gehört, teilnehmen.

(2) Der Leiter der Dienststelle nimmt an den Ver­

sammlungen,  die  auf  seinen  Wunsch  einberufen 

sind oder zu  denen  er ausdrücklich  eingeladen  ist, 

teil.  Er  kann  einen  Vertreter  der  Arbeitgeberver­

einigung, der die Dienststelle angehört, hinzuziehen; 

in diesem Falle kann auch je ein Beauftragter der 

in  der  Dienststelle vertretenen Gewerkschaften  an 

der Personalversammlung teilnehmen.

(3) Die Beauftragten der Gewerkschaften und der 

Arbeitgebervereinigung haben beratende Stimme.

IV. Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat

Art. 51

(1)  Für  den  Geschäftsbereich  mehrstufiger  Ver­

waltungen des Staates werden bei den M ittelbehör­

den  Bezirkspersonalräte,  bei  den  obersten  Dienst­

behörden  Hauptpersonalräte  gebildet.  Oberste 

Dienstbehörden  im  Sinne  dieser  Vorschrift  sind 

auch die Oberste Baubehörde im Staatsministerium 

des  Innern  und  die  M inisterialforstabteilung  im 

Staatsministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft 

und Forsten.

(2)  Die Mitglieder  des  Bezirkspersonalrates  wer­

den  von  den  zum  Geschäftsbereiche  der  Mittel­

behörde, die Mitglieder des Hauptpersonalrates von 

den  zum  Geschäftsbereiche  der  obersten  Dienst­

behörde gehörenden Bediensteten gewählt. Bei we­

niger  als  1501  Bediensteten  bestehen  die  Stufen­

vertretungen aus 5, bei 1500 bis zu 3000 Bediensteten 

aus  7  und  bei  über  3000  Bediensteten  aus  9  Mit­

gliedern.  Für  den  Hauptpersonalrat  beim  Staats­

ministerium  für  Unterricht  und  Kultus  bestimmt 

sich  die  Zahl  der  Mitglieder  nach  Art.  12  Abs.  3 

und 4.

(3)  Die  Art.  9  bis  11,  Art.  13  Abs.  1,  2  und  6, 

Art.  14  bis  18  und  20  bis  22  gelten  entsprechend. 

Art. 10 Abs. 3 gilt nur für die leitenden Bediensteten 

der  Dienststelle,  bei  der  die  Stufenvertretung  zu 

errichten ist. Eine Personalversammlung zur Bestel­

lung des Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes findet 

nicht statt. An ihrer Stelle übt der Leiter der Dienst­

stelle, bei der die Stufenvertretung zu errichten ist, 

die  Befugnis  zur  Bestellung  des  Wahl Vorstandes 

nach den Art. 17 Abs. 2, Art. 18 und 20 aus. In den 

Fällen des Abs. 6 erhöht sich die Zahl der Mitglieder 

der Bezirks- und Hauptwahlvorstände entsprechend.

(4)  W erden  in  einer  Verwaltung  die  Personal­

räte  und  Stufenvertretungen  gleichzeitig  gewählt, 

so  führen  die  bei  den  Dienststellen  bestehenden

W ahlvorstände die W ahlen der Stufenvertretungen 

im Auftrag des Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes 

durch;  andernfalls  bestellen  auf sein Ersuchen die 

Personalräte oder, wenn solche nicht bestehen, die 

Leiter der Dienststellen die örtlichen W ahlvorstände 

für die W ahl der Stufen Vertretungen.

(5) In den Stufenvertretungen erhält jede Gruppe 

mindestens einen Vertreter. Besteht die Stufenver­

tretung aus neun oder mehr Mitgliedern, erhält jede 

Gruppe  mindestens  zwei  Vertreter.  Art.  13  Abs.  5 

gilt entsprechend.

(6)  Für  die  Bildung  der  Bezirkspersonalräte  bei 

den  Regierungen  gelten  die  Volksschullehrer,  für 

die  Bildung  des  Hauptpersonalrates  beim  Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus je die Leh­

rer  an  Höheren  Schulen,  Mittelschulen,  Berufs­

schulen sowie Volksschulen und für die Bildung des 

Hauptpersonalrates  beim  Staatsministerium  des 

Innern  die  Beamten  der  Polizei  als  besondere 

Gruppen.

Art. 52

(1)  Für  die  Amtszeit  und  die  Geschäftsführung 

der  Stufenvertretungen  gelten  die  Art.  24  bis  29, 

31 bis 38, 40 bis 42, 44 und 45 entsprechend.

(2)  Art. 31  Abs. 4 und Art. 37 Abs. 2 und 3 gel­

ten  entsprechend  für  Angelegenheiten,  die  An­

gehörige der in Art. 51 Abs. 6 genannten  Gruppen 

betreffen.

Art. 53

Soweit  gemäß  Art.  7  Abs.  3  und  Abs.  5  Satz  2 

einzelne Dienststellen gebildet werden, kann durch 

Beschluß  der  einzelnen  Personalräte  neben  diesen 

ein  Gesamtpersonalrat  errichtet  werden.  Die  Er­

richtung  bedarf  der  Zustimmung  der  Personalräte 

der  Dienststellen,  in  denen  insgesamt  mindestens 

75 vom Hundert der Bediensteten beschäftigt sind.

Art. 54

Für  die  Wahl,  die  Amtszeit  und  die  Geschäfts­

führung  des  Gê samtpersonalrates  gelten  Art.  51 

Abs. 2, 3 und 5 und Art. 52 Abs. 1 entsprechend.

V. Beteiligung des Personalrates 

1. Allge meines

Art. 55

(1) Dienststelle und Personalrat arbeiten im Rah­

men  der  Gesetze und  Tarifverträge  vertrauensvoll 

und  im  Zusammenwirken  mit  den  in  der  Dienst­

stelle vertretenen Gewerkschaften und Arbeitgeber­

vereinigungen  zur Erfüllung  der dienstlichen  Auf­

gaben und zum Wohle der Bediensteten zusammen.

(2)  Dienststelle  und  Personalrat  haben  alles  zu 

unterlassen,  was  geeignet  ist,  die  Arbeit  und  den 

Frieden der Dienststelle zu gefährden. Insbesondere 

dürfen Dienststelle und Personalrat keine M aßnah­

men  des  Arbeitskampfes  gegeneinander  durch­

führen. Arbeitskämpfe tariffähiger Parteien werden 

hierdurch nicht berührt.

(3) Der Leiter der Dienststelle und der Personal­

rat  sollen  einmal  im  Monat zu  gemeinschaftlichen 

Besprechungen zusam mentreten. In diesen soll auch 

die  Gestaltung  des  Dienstbetriebes behandelt wer­

den,  insbesondere  alle  Vorgänge,  die  die  Bedien­

steten wesentlich berühren. Sie haben über strittige 

Fragen  mit  dem  ernsten  Willen  zur  Einigung  zu 

verhandeln  und  Vorschläge für  die  Beilegung von 

Meinungsverschiedenheiten zu machen.

(4) Außenstehende Stellen dürfen erst  angerufen 

werden, nachdem eine Einigung in der Dienststelle 

nicht erzielt worden ist.

Art. 56

(1)  Dienststelle  und  Personalrat haben  dafür  zu 

sorgen, daß alle in der Dienststelle tätigen Personen 

nach  Recht  und  Billigkeit  behandelt  werden,  ins-
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besondere, daß  jede  unterschiedliche  Behandlung 
von Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, 

Nationalität,  Herkunft,  politischen  oder  gewerk­

schaftlichen Betätigung oder Einstellung oder wegen 

ihres  Geschlechtes  unterbleibt.  Der  Leiter  der 

Dienststelle und der Personalrat dürfen sich in der 
Dienststelle nicht parteipolitisch betätigen.

(2)  Der Personalrat hat sich für die Wahrung der 
Vereinigungsfreiheit der Bediensteten einzusetzen.

Art. 57

(1) Der Personalrat hat folgende allgemeine Auf­

gaben :

a) Maßnahmen, die der Dienststelle und ihren An­
gehörigen dienen, zu beantragen,

b) dafür zu sorgen, daß die zugunsten der Bedien­

steten geltenden Gesetze, Verordnungen, Tarif­
verträge,  Dienstvereinbarungen  und  Verwal­

tungsanordnungen durchgeführt werden,

c)  Beschwerden  von  Bediensteten  entgegenzuneh­

men und, falls sie berechtigt erscheinen, durch 
Verhandlung  mit  dem  Leiter  der  Dienststelle 
auf ihre Abstellung hinzuwirken.

d) die Eingliederung Schwerbeschädigter und son­

stiger schutzbedürftiger Personen in die Dienst­

stelle zu fördern und für eine ihren Fähigkeiten 
und  Kenntnissen  entsprechende  Beschäftigung 
zu  sorgen;  der  Vertrauensmann  der  Schwer­
beschädigten ist vor einer Entscheidung zu hören.

(2) Dem Personalrat sind auf Verlangen die zur 
Dui-chführung  seiner  Aufgaben  erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Personalakten 

dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des Be­
diensteten und nur von einem von ihm bestimmten 

Mitglied des Personalrates eingesehen werden.

(3) Bei Prüfungen, die eine Dienststelle von den 

Bediensteten  ihres  Bereiches  abnimmt,  ist  einem 
Mitglied der für diesen Bereich zuständigen Per­

sonalvertretung,  das  von  dieser  benannt  ist,  die 
Anwesenheit zu gestatten; das gilt nicht für Prü­
fungen der Hochschulen.

Art. 58

Will  eine  Dienststelle  Verwaltungsanordnungen 

für die innerdienstlichen sozialen oder persönlichen 
Angelegenheiten der Bediensteten ihres Geschäfts­
bereichs erlassen, so berät sie die Entwürfe mit dem 

für diesen Bereich zuständigen Personalrat.

Art. 59

(1) Mitglieder des Personalrates und die Jugend­
vertreter dürfen in der Ausübung ihrer Befugnisse 

nicht behindert und wegen ihrer Tätigkeit nicht be­

nachteiligt oder begünstigt werden.

(2)  Mitglieder  des  Personalrates  dürfen  gegen 

ihren Willen nur versetzt oder abgeordnet werden, 

wenn  dies  auch  unter Berücksichtigung der Mit­

gliedschaft  im  Personalrat  aus  wichtigen  dienst­
lichen Gründen unvermeidbar ist und der Personal­
rat zustimmt.

Art. 60

(1)  Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Per­

sonalrates haben auch nach dem Ausscheiden aus 
dem  Personalrat  oder  aus  der  Dienststelle  über 

dienstliche  Angelegenheiten  oder  Tatsachen,  die 

ihnen auf Grund ihrer Zugehörigkeit zum Personal­
rat  bekanntgeworden  sind,  Stillschweigen  zu  be­

wahren. Diese Schweigepflicht gilt nicht gegenüber 

den übrigen Mitgliedern des Personalrates, es sei 

denn, daß es sich um Angelegenheiten oder Tat­
sachen privaten Charakters handelt, die durch Ein­

sichtnahme in die Personalakten bekanntgeworden 
sind. Die Schweigepflicht entfällt ferner gegenüber 

der Vorgesetzten Dienststelle und der bei ihr gebil­

deten Stufenvertretung, wenn der Personalrat diese 
im Rahmen ihrer Befugnisse anruft; das gleiche gilt 

für die Anrufung des Gesamtpersonalrates.

(2)  Die  Schweigepflicht  besteht  nicht  für  An­

gelegenheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind 

oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 

bedürfen.

(3) Die Schweigepflicht besteht auch für Jugend­
vertreter  sowie  Beauftragte  von  Gewerkschaften 
und Arbeitgebervereinigungen.

2. Formen und Durchführung der 
Beteiligung

Art. 61

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitwirkung des 

Personalrates unterliegt, ist sie vor der Durchfüh­

rung mit dem Ziele einer Verständigung rechtzeitig 

mit ihm zu erörtern.

(2) Äußert sich der Personalrat nicht innerhalb 

zwei Wochen oder hält er bei Erörterung seine Ein­
wendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt 

die beabsichtigte Maßnahme als gebilligt.

(3) Entspricht die Dienststelle den Einwendungen 
des Personalrates nicht oder nicht in vollem Um­

fange, so teilt sie dem Personalrat ihre unverzüglich 
zu treffende Entscheidung unter Angabe der Gründe 

schriftlich mit.

(4) Der Personalrat einer nachgeordneten Dienst­

stelle kann binnen einer Woche nach Zugang der 
Mitteilung  die  Entscheidung  der  nächsthöheren 

Dienststelle, bei der eine Stufenvertretung besteht, 

beantragen. Diese entscheidet nach Verhandlung mit 
der Stufenvertretung. Eine Abschrift des Antrags 

leitet der Personalrat seiner Dienststelle zu.

(5) Ist ein Antrag gemäß Absatz 4 gestellt, so ist 

die beabsichtigte Maßnahme bis zur Entscheidung 
der angerufenen Dienststelle auszusetzen.

(6)  Der Leiter der Dienststelle  kann  bei  Maß­

nahmen, die keinen Aufschub dulden, bis zur end­
gültigen Entscheidung vorläufige Regelungen treffen

Art. 62

(1)  Soweit  eine  Maßnahme der Mitbestimmung 

des Personalrates unterliegt, kann sie nur mit sei­
ner Zustimmung getroffen werden.

(2) Der Leiter der Dienststelle unterrichtet den 
Personalrat von der beabsichtigten Maßnahme und 

beantragt seine Zustimmung. Der Beschluß des Per­
sonalrates ist dem Leiter der Dienststelle innerhalb 
zwei  Wochen  mitzuteilen.  In  dringenden  Fällen 

kann der Leiter der Dienststelle diese Frist auf eine 
Woche abkürzen. Die Maßnahme gilt als gebilligt, 

wenn nicht der Personalrat innerhalb der genann­
ten Frist die Zustimmung schriftlich verweigert.

(3) Beantragt der Personalrat eine Maßnahme in 
sozialen Angelegenheiten, die seiner Mitbestimmung 

unterliegt, so hat er sie schriftlich dem Leiter der 
Dienststelle  vorzuschlagen.  Entspricht  der  Leiter 

der Dienststelle dem Antrag des Personalrates nicht, 

so teilt er dem Personalrat seine unverzüglich zu 
treffende Entscheidung unter Angabe der Gründe 

schriftlich mit.

(4) Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann 
der Leiter der Dienststelle oder der Personalrat die 

Angelegenheit binnen zwei Wochen auf dem Dienst­
wege den übergeordneten Dienststellen, bei denen 

Stufenvertretungen bestehen, vorlegen. Bei Gemein­

den  und  Gemeindeverbänden,  sonstigen  Körper­

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts mit einem  Gesamtpersonalrat ist die An­

gelegenheit der Dienststelle vorzulegen, bei der der 

Gesamtpersonalrat  besteht.  In  Zweifelsfällen  be­

stimmt die Aufsichtsbehörde die anzurufende Stelle. 

Abs. 2 gilt entsprechend.

(5) Art. 61 Abs. 6 gilt entsprechend.

Art. 63

(1) Ergibt sich nach Art. 62 keine Einigung, so 
entscheidet der zuständige Staatsminister, für die
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Staatskanzlei der M inisterpräsident, für das Land­

tagsam t der Präsident des Landtags, für das Senats­

amt  der  Präsident  des  Senats,  für  den  Obersten 

Rechnungshof  der  Präsident  des  Obersten  Rech­

nungshofs und bei Gemeinden, Gemeindeverbänden 

und  sonstigen  Körperschaften,  Anstalten und  Stif­

tungen  des  öffentlichen  Rechts  das  in  ihrer  Ver­

fassung  vorgesehene  oberste  Organ.  Vor  der  Ent­

scheidung ist die Personalvertretung zu hören.

(2)  Die Entscheidüng  nach  Abs.  1  kann  die ver­

weigerte  Zustim mung  ersetzen;  sie  kann  den  An­

trägen  und  Einwendungen  auch  teilweise  ent­

sprechen.

Art. 64
(1) Dienstvereinbarungen sind zulässig, soweit sie 

dieses  Gesetz  ausdrücklich  vorsieht.  Sie  werden 

durch  Dienststelle  und  Personalrat  abgeschlossen, 

sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu 

unterzeichnen  und  in  geeigneter  Weise  bekannt­

zumachen.

(2) Dienstvereinbarungen, die für einen größeren 

Bereich  gelten,  gehen  den  Dienstvereinbarungen 

für einen kleineren Bereich vor.

Art. 65

(1)  Entscheidungen,  an  denen  der  Personalrat 

beteiligt  war,  führt  die  Dienststelle  durch,  es  sei 

denn, daß im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist.

(2)  Der  Personalrat  darf  nicht  durch  einseitige 

Handlungen in den Dienstbetrieb eingreifen.

3. Beteiligung an sozialen 

Angelegenheiten

Art. 66

(1)  In  sozialen  Angelegenheiten  wirkt  der  Per- 

sonalrat mit bei

a)  Gewährung  von  Unterstützungen  und  entspre­

chenden sozialen  Zuwendungen,  jedoch  nur  mit 

Zustim mung des Bediensteten,

b)  M aßnahmen  zur  Hebung  der  Arbeitsleistung 

und zur Erleichterung des Arbeitsablaufs,

c)  Bestellung von Vertrauens-  und Betriebsärzten,

d)  Zuweisung  von  W ohnungen,  über  die  die 

Dienststelle verfügen kann,

e)  Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Fest­

setzung der Nutzungsbedingungen,

f)  M aßnahmen  zur  Verhütung  von  Dienst-  und 

Arbeitsunfällen  und  sonstigen  Gesundheitsschä­

digungen,

g)  Regelung  der Ordnung  in  der  Dienststelle  und 

des Verhaltens der Bediensteten,

h)  Fragen der Fortbildung der Bediensteten.

(2) In den Fällen des Abs.  1  Buchst, a wirkt nur 

der  Vorsitzende  des  Personalrates  mit,  falls  nicht 

der Bedienstete etwas anderes» beantragt. Der Leiter 

der Dienststelle hat dem Personalrat nach Abschluß 

jedes  Kalendervierteljahres  einen  Überblick  über 

die Unterstützungen zu geben. Dabei  sind die An­

träge und die Leistungen  gegenüberzustellen.  Aus­

kunft über die von den Antragstellern angeführten 

Gründe wird hierbei nicht erteilt.

(3)  Der  Personalrat  wirkt  auf  Antrag  des  Be­

diensteten  mit,  wenn  Ersatzansprüche  gegen  Be­

dienstete  geltend  gemacht  werden.  Anträgen  und 

Berichten der Dienststelle ist in solchen Fällen die 

Stellungnahme des Personalrates beizufügen.

(4) Abs. 1 Buchst, g gilt nicht für Polizei, Berufs­

feuerwehr  und  Strafvollzug  im  Falle  eines  Not­

standes.

Art. 67

(1)  Der  Personalrat  hat,  soweit  eine  gesetzliche 

oder  tarifliche  Regelung  nicht  besteht,  gegebenen­

falls durch Abschluß von Dienstvereinbarungen m it­

zubestim men über

a)  Beginn und Ende  der täglichen  Arbeitszeit und 

der Pausen,

b)  Zeit und  Ort  der  Auszahlung  der Dienstbezüge 

und Arbeitsentgelte,

c)  Aufstellung des Urlaubsplanes,

d)  Durchführung  der  Berufsausbildung  bei  Ange­

stellten und Arbeitern,

e)  Errichtung und Verwaltung von  W ohlfahrtsein­

richtungen  ohne Rücksicht  auf ihre Rechtsform,

f)  Aufstellung  der  Entlohnungsgrundsätze  und 

Festsetzung der Akkordlohnsätze.

(2)  Muß  für  Gruppen  von  Bediensteten  die  täg­

liche Arbeitszeit nach Erfordernissen, die die Dienst­

stelle  nicht  voraussehen  kann,  unregelmäßig  und 

kurzfristig  festgesetzt  werden,  so  beschränkt  sich 

die M itbestim mung auf die Grundsätze für Aufstel­

lung der Dienstpläne.

Art. 68

(1)  Der  Personalrat  hat  auf  die  Verhütung  von 

Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten, die für 

den Arbeitsschutz zuständigen Stellen durch Anre­

gung,  Beratung und Auskunft zu unterstützen und 

sich für die Durchführung des Arbeitsschutzes ein­

zusetzen.

(2) Der Personalrat ist zuzuziehen bei Einführung 

und  Prüfung  von  Arbeitsschutzeinrichtungen  und 

bei Unfalluntersuchungen,  die von  der Dienststelle 

oder den in Abs. 1 genannten Stellen vorgenom men 

werden.

Art. 69

Soweit Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedin­

gungen  üblicherweise  durch  Tarifvertrag  geregelt 

werden,  sind  Dienstvereinbarungen  nicht  zulässig. 

Dies gilt nicht, wenn ein Tarifvertrag den Abschluß 

ergänzender Dienstvereinbarungen ausdrücklich zu­

läßt.

4. Beteiligung  an Personal­

angelegenheiten

Art. 70

(1) Der Personalrat wirkt mit:

a)  in Personalangelegenheiten der Beamten  bei 

1  Einstellung, Anstellung und Beförderung,

2. Versetzung zu einer anderen Dienststelle und 

Abordnung  von  länger  als  vier  M onaten,  es 

sei denn, daß der Beamte mit der Versetzung 

oder Abordnung einverstanden ist,

3.  vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand,  so­

fern der Beamte es beantragt,

4. Entlassung  von  Beamtenanwärtern,  Beamten 

auf Probe oder auf W iderruf,

5. Anordnungen,  welche  die  Freiheit  in  der 

W ahl der W ohnung beschränken,

6. Erlaß  von  Dienststrafverfügungen  und  bei 

Einleitung  des  förmlichen  Dienststrafverfah­

rens, wenn diesem eine auf den gleichen Tat­

bestand  gestützte  Dienststrafverfügung  nicht 

vorausgegangen  ist,  sofern  der  Beamte  es 

beantragt,

7. Belassung  im  Dienst  über  die  gesetzliche 

Altersgrenze hinaus,

b)  in den Personalangelegenheiten der Angestellten 

und Arbeiter bei

1. Einstellung,

2. W eiterbeschäftigung  über  die  Altersgrenze 

hinaus,

3. Versagung  der Genehmigung zur  Übernahme 

einer Nebenbeschäftigung,

4. Anordnungen, welche die Freiheit in der W ahl 

der W ohnung beschränken,

5. Kündigung,

6. Abordnung  von  länger  als  vier  Monaten,  es 

sei  denn,  daß  der  Angestellte  oder  Arbeiter 

mit der Abordnung einverstanden ist.
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(2)  D er  P e rso n a lra t  k a n n   in   F ä lle n   d es  A bs.  1 

B u ch st, a  N r. 1  E in w en d u n g en   n u r  a u f  d ie  in   A rt. 71 

A bs.  2  a u fg e fü h rte n   G rü n d e   stü tzen .

(3)  F ristlo se E n tla ssu n g e n   b e d ü rfe n   n ich t d e r M it­

w irk u n g   d es  P e rso n a lra te s.  E r  ist  in   d iesen   F ä lle n  

u n v erzü g lich   zu  v erstän d ig e n .

A rt.  71

(1)  D er  P e rso n a lra t  h a t m itz u b esti m m e n  

in   P erso n a la n g e le g e n h e ite n   d e r  A n g estellten   u n d  

A rb e ite r  b ei

a)  H ö h erg ru p p ieru n g ,

b)  R ü ck g ru p p ieru n g ,

c)  V ersetzu n g   zu   e in e r  a n d e re n   D ien ststelle,  es  sei 

d en n ,  d aß   d e r  A n g estellte  o d er  A rb e ite r  m it  d er 

V ersetzu n g   e in v e rsta n d e n   ist,

d)  O rd n u n g sstra fe n   u n d   B etrieb sb u ß en ,  so w eit 

solche  ta riflic h   o d er  v e rtra g lic h   v o rg eseh en   sind.

(2)  D er  P e rso n a lra t  k a n n   d ie  Z u stim m u n g   zu 

d iesen   M aß n ah m en   n u r  v erw eig ern ,  w en n

a)  die  M aß n ah m e  g eg en   ein   G esetz,  ein e  V ero rd ­

n u n g   o d er  ein e  B estim m u n g   in   ein em   T a rifv e r­

tra g   o d er  gegen  ein e  g erich tlich e  E n tsch eid u n g

'  o d er  ein e  V e rw a ltu n g sa n o rd n u n g   v erstö ß t,  o d er

b)  d er  d u rch   b estim m te  T atsach en   b e g rü n d e te   V er­

d ach t  b esteh t, d aß   d u rch   d ie M aß n ah m e  ein   n ich t 

g eeig n e ter  B e d ie n ste te r  n u r  m it  R ü ck sich t  au f 

p ersö n lich e  B ezieh u n g en   b ev o rzu g t  w erd en   soll, 

o d er

c)  d er  d u rch   b estim m te  T atsach en   b e g rü n d e te   V er­

d ach t  b esteh t,  d aß   d u rch   d ie  M aß n ah m e  an d ere 

g eeig n ete  B ed ien stete  o d er  B ew erb er  w eg en  

ih re r  A b stam m u n g ,  R eligion,  N a tio n a litä t,  H e r­

k u n ft,  p o litisch en   o d er  g ew erk sch aftlich en   B e­

tä tig u n g   o d er  E in stellu n g   o d er  w eg en   ih re s  G e­

schlechtes  b en ach teilig t  w erd en   sollen,  o d er

d)  die  d u rch   b estim m te  T atsach en   b e g rü n d e te   B e­

so rg n is  b esteh t,  d aß   d er  B ed ien stete  d en   F rie ­

den  in   d er  D ien ststelle  d u rch   u n so ziales  o d er 

g esetzw id rig es  V erh alten   stö ren   w ü rd e.

A rt.  72

(1)  D ie  A rt.  70  u n d   71  g elten   n ich t  fü r

a)  d ie  B eam ten   d e r  B esG r.  A   14  u n d   h ö h er,  fe rn e r 

fü r  en tsp rech en d e  B eam te  d e r  G em ein d en ,  G e­

m ein d e v e rb ä n d e   u n d   so n stig er  ö ffen tlich -rech t­

lich er  K ö rp ersch aften ,  sow ie  die  A n g estellten   in 

en tsp rech en d er  S tellu n g ,

b)  P erso n en ,  d ie  an   E in rich tu n g en   d er  L e h re rb il­

d u n g   in  L e h re   u n d   A u sb ild u n g   tä tig   sind,

c)  d as  n ich t  zu  d en   h a b ilitie rte n   P e rso n en   zäh len d e 

w issen sch aftlich e  P erso n a l  an   F o rsch u n g sstätten , 

die  k ein e  w issen sch aftlich en   H ochschulen  sind,

d)  d u rch   B ü h n e n d ie n stv e rtra g   o d er  G a stsp ie lv e r­

tra g   v erp flich tete  M itg lied er  v on  T h e a te rn   sow ie 

d u rch   S o n d e rv e rtra g   v erp flich tete  P e rso n en   in  

le ite n d e r  S tellu n g   an   T h eatern ,

e)  L eiter  sow ie  M itg lied er  v on  O rch estern   m it  A u s­

n ah m e  d e r  tech n isch en   B ed ien steten ,

f)  so n stig e  B ed ien stete  m it  v o rw ieg en d   w issen ­

sch aftlich er  o d er  k ü n stle risc h e r  T ätig k eit,

g)  leiten d e A n g estellte, w en n   sie  b ere c h tig t  sind, fü r 

d ie  D ien ststelle  o d e r  ih re   A b teilu n g   A rb e itn e h ­

m er  selb stän d ig   ein zu stellen   u n d   zu  en tlassen  

o d er  w en n   ih n en   G en eralv o llm ach t  o d er  P ro ­

k u ra   e rte ilt  ist  o d er  w en n   sie  n ich t  an g e ste llte n ­

v ersich eru n g sp flich tig   sin d   u n d   A u fg ab en   w a h r­

n eh m en ,  d ie  reg elm äß ig   w eg en   ih re r  B ed eu tu n g  

fü r  d en  B estan d   u n d   d ie E n tw ick lu n g   d er D ien st­

stelle  n u r  au f  G ru n d   b eso n d eren   p ersö n lich en  

V e rtra u e n s  b estim m ten   P e rso n e n   im   H in b lick  

a u f  d e re n   E rfa h ru n g e n   u n d   K e n n tn isse   ü b er-, 

tra g e n   w erd en .

(2)  A rt.  70  u n d   71  g elten   fü r  d ie  in   A rt. 10  A bs.  3 

u n d   4  b ezeich n eten   B e d ien steten   u n d   fü r  d ie  B eam ­

te n   au f  Z eit  n u r,  w e n n   sie  es  b ea n tra g e n .

(3)  V on  E in stellu n g en   u n d   v o r  V ersetzu n g en   u n d  

K ü n d ig u n g en   soll  d e r  P e rso n a lra t  in   d en   F ä lle n  d e s 

A bs.  1  B uchst,  d  b is  g ein e M itteilu n g  erh a lte n .

A rt.  73

D er  P e rso n a lra t  w irk t  m it  bei  d e r  E in fü h ru n g  

g ru n d leg en d   n e u e r  A rb eitsm eth o d en .

VI. Zusammenarbeit mit Stufenvertretungen 
und Gesamtpersonalrat

A rt.  74

(1)  In   A n g eleg en h eiten ,  ln  d en en   d ie  D ien ststelle 

z u r  E n tsch eid u n g   b efu g t  ist,  ist  d e r  b ei  ih r  g eb il­

d ete  P e rso n a lra t  zu  b eteilig en .

(2)  In   A n g eleg en h eiten ,  in   d e n en   d ie  ü b e rg e o rd ­

n e te   D ien ststelle  zu r  E n tsch eid u n g  b efu g t  ist,  ist an  

S telle  des  P e rso n a lra te s  d ie , b ei  d er  zu stän d ig en  

D ien ststelle  g eb ild ete .S tu fe n v e rtre tu n g   zu  b e te ili­

gen.  V or  einem ,  B eschluß  in   A n g eleg en h eiten ,  d ie 

ein zeln e  B ed ien stete  o d er  D ien ststellen   b etreffen , 

g ib t  d ie  S tu fe n v e rtre tu n g   d em   P e rso n a lra t  G e­

leg en h e it  z u r  Ä u ß eru n g .  In   d iesem   F a ll  v e rlä n g e rn  

sich  d ie  F riste n   d e r  A rtik e l  61  u n d   62  u m   ein e 

W oche.

(3)  A bs.  2  g ilt  en tsp rech en d   fü r  die  V erteilu n g  

d e r Z u stä n d ig k e it  zw ischen P e rso n a lra t  u n d  G esam t­

p e rso n a lra t.  D er  P e rso n a lra t  k a n n   A n g eleg en h eiten , 

d ie  in   sein er  Z u stän d ig k eit  liegen,  allg em ein   o d er 

im   E in zelfall  d em   G esa m tp e rso n a lra t  m it  d essen  

Z u stim m u n g   ü b e rtra g e n .  S in d   A n g eleg en h eiten   d em  

G e sa m tp e rso n a lra t  ü b e rtra g e n ,  so  g ib t  d ieser  v o r 

ein em   B eschluß  d em   P e rso n a lra t  G eleg en h eit  zu r 

Ä u ß eru n g .

(4)  In   A n g eleg en h eiten ,  in   d en en   ein e  a n d e re   als 

d ie  K ö rp ersch aft,  d er  d ie  D ien ststelle  an g eh ö rt,  zur 

E n tsch eid u n g   b e ru fe n   ist,  ist  d er  P e rso n a lra t  d er 

D ien ststelle  zu  b eteilig en ,  a u f  d ie  o d er  au f  d eren  

B ed ien stete  sich  die  M aß n ah m e  erstreck t.  Ist  ein  

G e sa m tp e rso n a lra t  g eb ild et,  so  tritt  d ieser  an  d ie 

S telle  des  P erso n alrates.

(5)  F ü r  die  B efu g n isse  u n d   P flich ten   d er  S tu fe n ­

v e rtre tu n g e n   u n d   des  G e sam tp erso n alrates  g elten  

d ie  V o rsch riften   d es  V .  A b sch n itts  m it  A u sn ah m e 

des  A rt.  55  A bs.  3  S atz  1  en tsp rech en d .  F ü r  d ie 

R ech te  u n d   P flich ten   ih re r  M itg lied er  g elten   d ie 

A rt.  59  u n d   60.

VII. Strafvorschriften

A rt.  75

(1)  W er  v o rsätzlich   o d er  fa h rlä ssig   d ie  S ch w eig e­

p flich t  n ach   A rt.  60  v erletzt,  w ird   m it  G eld strafe 

o d er  m it  G efän g n is  b is  zu  sechs  M o n aten   o d er  m it 

H a ft  b e stra ft.

(2)  W er  d ie  T a t  in   d er  A b sich t  b eg eh t,  sich  o d er 

ein em   a n d e re n   ein en   V erm ö g en sv o rteil  zu  v ersch af­

fen   o d er  d e r  D ien ststelle  S ch ad en   zu zu fü g en ,  w ird  

m it  G efän g n is  b is  zu   ein em   J a h r  b e stra ft;  d an eb en  

k a n n   a u f  G e ld stra fe   e rk a n n t  w erd en .  F e rn e r  k a n n  

d as  d u rch   d ie  stra fb a re   H an d lu n g   e rla n g te   E n tg elt 

o d er  ein   ih m   en tsp rech en d er  G eld b etrag   eingezogen 

w erd en .

(3)  D ie  S tra fv e rfo lg u n g   tritt  n u r  au f  A n tra g   des 

L eiters  d e r  D ien ststelle  o d er  d es  V erletzten   ein. 

D er  A n tra g   k a n n   n u r  in n e rh a lb   e in e r  F rist  v on 

ein em   M o n at,  g erech n et  vo n   d em   Z e itp u n k t  an,  an 

d em   d ie  D ien ststelle  o d er  d e r  B ed ien stete  vo n   d er 

T a t  K e n n tn is  e rh a lte n   h a t,  g e ste llt  w erd en .  D ie 

Z u rü ck n ah m e  des  A n tra g s  ist  zulässig.

VIII. Gerichtliche Entscheidungen

A rt.  76

(1)  D ie  V erw altu n g sg erich te  en tsch eid en   au ß er 

in   d en   F ä lle n   d er  A rt.  22  u n d   26  ü b e r 

a)  W ah lb e rech tig u n g   u n d   W äh lb a rk eit,
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b) Wahl und Amtszeit der Personalvertretungen 
und der Jugend Vertreter sowie Zusammenset­
zung der Personalvertretungen,

c) Zuständigkeit' und Geschäftsführung der Per­
sonalvertretungen,

d) Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstverein- 
barungen.

(2)  Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes 
über  das Beschlußverfahren  mit Ausnahme  der 
§§ 92 bis 96 gelten entsprechend. Die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichtshofs ist endgültig.

Art. 77

(1) Für die nach diesem Gesetz zu treffenden 
Entscheidungen sind bei den Verwaltungsgerichten 
Fachkammern und beim Verwaltungsgerichtshof ein 
Fachsenat zu bilden. Die Zuständigkeit einer Fach­
kammer kann auf die Bezirke anderer Gerichte oder 
Teile von ihnen erstreckt werden.

(2) Die Fachkammer besteht aus einem Vorsitzen­
den und ehrenamtlichen Beisitzern, der Fachsenat 
aus  einem  Vorsitzenden  und  richterlichen  und 
ehrenamtlichen Beisitzern. Die ehrenamtlichen Bei­
sitzer müssen Bedienstete der in Art. 1 genannten 
Körperschaften sein. Sie werden je zur Hälfte von

a) den  unter  den  Bediensteten vertretenen  Ge­
werkschaften und

b) den  Staatsministerien  und  den  kommunalen 
Spitzenverbänden

vorgeschlagen und durch das Staatsministerium des 
Innern berufen. Für die Berufung und Stellung der 
Beisitzer und ihre Heranziehung zu den Sitzungen 
gelten die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes 
über Arbeitsrichter und Landesarbeitsrichter ent­
sprechend.

(3) Die Fachkammer wird tätig in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden und je zwei nach Absatz 2 
Buchst, a und b berufenen Beisitzern. Unter den in 
Absatz 2 Buchst, a bezeichneten Beisitzern muß sich 
je ein Beamter und ein Angestellter oder Arbeiter 
befinden.

(4) Der Fachsenat wird tätig in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden, zwei richterlichen und je 
einem nach Abs. 2 Buchst, a und b berufenen Bei­
sitzer, unter denen sich ein Beamter und ein An­
gestellter oder Arbeiter befinden muß.

IX. Ergänzende Vorschriften

Art. 78

(1) Durch Tarifvertrag kann das Personalvertre­
tungsrecht nicht abweichend von diesem Gesetz ge­
regelt werden.

(2) Dienstvereinbarungen, die den Art. 1 bis 54 
widersprechen, treten mit Inkrafttreten dieses Ge­
setzes insoweit außer Kraft. Dienstvereinbarungen, 
die diesem Gesetz widersprechende Regelungen der 
Zuständigkeit und Befugnisse der Personalvertre­
tungen enthalten, treten insoweit mit Ablauf von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
außer Kraft.

Art. 79

Ordnungsgemäß  gewählte  Betriebsräte bleiben 
im Amt. Sie haben die den Personalvertretungen 
nach diesem Gesetz zukommenden Befugnisse und 
Pflichten. Ihre Wahlperiode verlängert sich bis zur 
Neuwahl der nach diesem Gesetz an ihre Stelle tre­
tenden Personalvertretungen; sie endet spätestens 
zwei Monate nach Inkrafttreten der nach Art. 80 
Abs. 2 zu erlassenden Vorschriften.

Art. 80

(1) Die Staatsregierung erläßt die zur Durch­
führung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften.

(2) Zur Regelung der in den Art. 9 bis 21, 23, 51, 
53 und 54 bezeichneten Wahlen erläßt die Staats­
regierung binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung Vorschrif­
ten über

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die 
Aufstellung der Wählerlisten und die Errech­
nung der Vertreterzahl,

b) die Frist für die Einsichtnahme in die Wähler­
listen und die Erhebung von Einsprüchen,

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre Ein­
reichung,

d) das Wahlausschreiben und die Fristen für seine 
Bekanntmachung,

e) die Stimmabgabe,

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und die 
Fristen für seine Bekanntmachung,

g) die Aufbewahrung der Wahlakten.

Art. 81

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Verbände, die nicht nur vorübergehend in Gemein­
schaftsunterkünften zusammengefaßt sind.

(2)  Die Personalvertretung für  diesen  Bereich 
bleibt besonderer gesetzlicher Regelung Vorbehalten.

Art 82

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Re­
ligionsgemeinschaften und ihre karitativen und er­
zieherischen Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform; ihnen bleibt die selbständige Ordnung 
eines Personalvertretungsrechts überlassen..

X. Schlußvorschriften

Art. 83

Vorschriften in anderen Gesetzen, die den Be­
triebsräten Befugnisse oder Pflichten übertragen, 
gelten entsprechend für die nach diesem Gesetz zu 
errichtenden Personalvertretungen. Dies gilt nicht 
für Vorschriften, welche die Betriebsverfassung oder 
die Mitbestimmung regeln.

Art. 84

Das  Betriebsrätegesetz  vom  25.  Oktober  1950 
(BayBS IV S. 586), die Wahlordnung zum Betriebs­
rätegesetz vom 3. Juli 1951 (BayBS IV S. 594) und 
die Erste Ausführungsverordnung zum Betriebs­
rätegesetz vom 25. August 1951 (BayBS IV S. 606) 
werden im sachlichen Geltungsbereich dieses Geset­
zes aufgehoben, soweit diese Vorschriften nicht be­
reits ihre Wirksamkeit verloren haben.

Art. 85

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. Fe­
bruar 1959 in Kraft.

München, den 21. November 1958

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hanns Seidel

Verordnung
über die Zuständigkeit zur Festsetzung der 
Beihilfen im Geschäftsbereich des Bayerischen 

Staatsministeriums der Finanzen

Vom 29. Oktober 1958

Auf Grund des Art. 47 Abs. 1 Satz 3 des Bayer. 
Besoldungsgesetzes vom 14. Juni 1958 (GVB1. S. 101) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium der Finan­
zen folgende Verordnung:
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§ i

(1) Die Befugnis, die Beihilfen festzusetzen, wird 

übertragen für die Beamten und Beamtenanwärter

1. der Oberfinanzdirektionen  München und  Nürn­

berg und ihrer nachgeordneten Dienststellen

auf  die  Oberfinanzdirektionen  München  und 

Nürnberg;

2. der Finanzmittelstellen des Landes Bayern, ihrer 

nachgeordneten  Dienststellen  sowie  der  ihrer 

Dienstaufsicht unterstehenden sonstigen Einrich­

tungen.

auf die Finanzmittelstellen  des Landes Bayern;

3. der Bayer. Staatsbank

auf das' Direktorium der Bayer. Staatsbank;

4. der Bayer. Landesbodenkreditanstalt 

auf den Vorstand dieser Anstalt;

5. des Bayer. Landesvermessungsamts 

auf diese Behörde;

6. der Staatl. Lotterieverwaltung

auf die Direktion der Staatl. Lotterieverwaltung;

7. der Bayer. Verwaltung der staatl. Schlösser, 

Gärten und Seen

auf diese Verwaltung.

(2) Für die Befugnis, die Beihilfen der Angestell­

ten, Arbeiter und Lehrlinge (Verwaltungs-, Ange­

stellten- und Handwerkslehrlinge) im Geschäftsbe­

reich des  Staatsministeriums der Finanzen  festzu­

setzen, gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 1957 in Kraft. 

München, den 29. Oktober 1958

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Rudolf Eberhard, Staatsminister

Landesverordnung
zur Änderung der Verordnung über die Ein- 
und Durchfuhr von Haus- und Wildgeflügel 

Vom 13. November 1958

Auf  Grund  §  7  des  Viehseuchengesetzes  vom 

26. Juni 1909 (RGBl. S. 519) in der Fassung der Ge­

setze  vom  18.  Juli  1928  (RGBl.  I  S.  289),  vom 

10. Juli 1929  (RGBl. I  S. 133),  vom  13. November 

1933 (RGBl. I S. 969), der Verordnung vom 2. April 

1940 (RGBl. I S. 606) und der Gesetze vom 2. Ja­

nuar 1955 (BGBL I S. 1) und vom 23. August 1956 

(BGBl: X S. 743) in Verbindung mit § 1 der Verord­

nung vom  21.  April  1912  (BayBS  II S.  152)  wird 

verordnet:

§ 1
Die  Verordnung  über  die  Ein-  und  Durchfuhr 

von Haus- und Wildgeflügel vom 23. Dezember 1955 

(BayBS II S. 285) wird wie folgt geändert:

1) § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„Die Ein-  und Durchfuhr von lebendem Haus­

geflügel sowie von lebendem und totem Wildge­

flügel aus dem Ausland, ferner von geschlachte­

tem Hausgeflügel aus Asien sind verboten.“

2) § 4 erhält folgende Fassung:

„Das  Staatsministerium  des  Innern  kann  Aus­

nahmen von dieser Verordnung zulassen, wenn 

eine  Einschleppung  von  Seuchen  nicht  zu  be­

fürchten ist.“

§ 2

Die  Verordnung  tritt  am  1. Dezember 1958  in 

Kraft. Sie gilt bis 31. Dezember 1975.

München, den 13. November 1958

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Otto B e z o 1 d , Staatsminister
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